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Auszug aus:

Allgemeine Geschäftsbedingungen (Stand September 2021 Januar 2023)

Grundregeln für die Beziehung zwischen Kunde und Bank
Schutz der Einlagen
20.	Einlagensicherungsfonds
20.1	 Schutzumfang
Die Bank ist dem Einlagensicherungsfonds des Bundesverbandes deutscher Banken 
e.V. angeschlossen. Der Einlagensicherungsfonds sichert gemäß seinem Statut – 
vorbehaltlich der darin vorgesehenen Ausnahmen – Einlagen, d.h. Guthaben, die sich 
im Rahmen von Bankgeschäften aus Beträgen, die auf einem Konto verblieben sind, 
oder aus Zwischenpositionen ergeben und die nach den geltenden Bedingungen von 
der Bank zurückzuzahlen sind.
Nicht gesichert werden unter anderem die zu den Eigenmitteln der Bank zählenden 
Einlagen, Verbindlichkeiten aus Inhaber- und Orderschuldverschreibungen sowie Ein-
lagen von Kreditinstituten im Sinne des Art. 4 Abs. 1 Nr. 1 der Verordnung (EU) Nr. 
575/2013, Finanzinstituten im Sinne des Art. 4 Abs. 1 Nr. 26 der Verordnung (EU) Nr. 
575/2013, Wertpapierfirmen im Sinne des Art. 4 Abs. 1 Nr. 1 der Richtlinie 2004/39/
EG und Gebietskörperschaften.

Einlagen von anderen Gläubigern als natürlichen Personen und rechtsfähigen Stiftun-
gen werden nur geschützt, wenn 

(i)	 es sich bei der Einlage um keine Verbindlichkeit aus einer Namensschuldver-
schreibung oder einem Schuldscheindarlehen handelt und 

(ii)	 die Laufzeit der Einlage nicht mehr als 18 Monate beträgt. Auf Einlagen, die 
bereits vor dem 01. Januar 2020 bestanden haben, findet die Laufzeitbeschrän-
kung keine Anwendung. Nach dem 31. Dezember 2019 entfällt der Bestands-
schutz nach vorstehendem Satz, sobald die betreffende Einlage fällig wird, 
gekündigt werden kann oder anderweitig zurückgefordert werden kann, oder 
wenn die Einlage im Wege einer Einzel- oder Gesamtrechtsnachfolge übergeht. 

Verbindlichkeiten der Banken, die bereits vor dem 1. Oktober 2017 bestanden 
haben, werden nach Maßgabe und unter den Voraussetzungen der bis zum 
1. Oktober 2017 geltenden Regelungen des Statuts des Einlagensicherungsfonds 
gesichert. Nach dem 30. September 2017 entfällt der Bestandsschutz nach dem 
vorstehenden Satz, sobald die betreffende Verbindlichkeit fällig wird, gekündigt oder 
anderweitig zurückgefordert werden kann, oder wenn die Verbindlichkeit im Wege 
einer Einzel- oder Gesamtrechtsnachfolge übergeht.

20.	Schutz der Einlagen
Information über die Einlagensicherung
20.1	 Einlagen
Einlagen sind Guthaben, die sich im Rahmen von Bankgeschäften aus Beträgen, die 
auf einem Konto verblieben sind oder aus Zwischenpositionen ergeben und die nach 
den geltenden gesetzlichen und vertraglichen Bedingungen von der Bank zurückzu-
zahlen sind, wie zum Beispiel Guthaben auf Girokonten, Festgelder, Spareinlagen, 
Sparbriefe und Namensschuldverschreibungen. Maßgeblich sind die Definitionen in § 
2 Absatz 3 des Einlagensicherungsgesetzes (EinSiG) bzw. § 6 Absatz 1 des Statuts 
des innerhalb des Bundesverbandes deutscher Banken e.V. bestehenden Einlagensi-
cherungsfonds deutscher Banken (Einlagensicherungsfonds).

20.2	 Sicherungsgrenzen
Die Sicherungsgrenze je Gläubiger beträgt bis zum 31. Dezember 2019 20%, bis zum 
31. Dezember 2024 15% und ab dem 1. Januar 2025 8,75% der für die Einlagensi-
cherung maßgeblichen Eigenmittel der Bank im Sinne von Art. 72 der Verordnung 
(EU) Nr. 575/2013. Für Einlagen, die nach dem 31. Dezember 2011 begründet oder 
prolongiert werden, gelten, unabhängig vom Zeitpunkt der Begründung der Einlage, 
die jeweils neuen Sicherungsgrenzen ab den vorgenannten Stichtagen. Für Einlagen, 
die vor dem 31. Dezember 2011 begründet wurden, gelten die alten Sicherungsgren-
zen bis zur Fälligkeit der Einlage oder bis zum nächstmöglichen Kündigungstermin. 
Diese Sicherungsgrenze wird dem Kunden von der Bank auf Verlangen bekannt ge-
geben. Sie kann auch im Internet unter www.bankenverband.de abgefragt werden.
20.2	 Gesetzliche Einlagensicherung
Die Bank ist der Entschädigungseinrichtung deutscher Banken GmbH als Träger der 
gesetzlichen Einlagensicherung der privaten Banken zugeordnet. Die gesetzliche 
Einlagensicherung schützt nach Maßgabe des EinSiG und vorbehaltlich der darin 
vorgesehenen Ausnahmen Einlagen bis zu einem Gegenwert von 100.000 Euro pro 
Einleger. In den in § 8 Absatz 2 EinSiG genannten Fällen erhöht sich dieser Betrag auf 
500.000 Euro. Dazu gehören insbesondere Beträge, die aus Immobilientransaktionen 
im Zusammenhang mit privat genutzten Wohnimmobilien resultieren. Nicht geschützt 
werden insbesondere Einlagen von finanziellen Unternehmen, staatlichen Stellen 
einschließlich kommunaler Gebietskörperschaften, Einlagen, die im Zusammenhang 
mit Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung entstanden sind und Inhaberschuld-
verschreibungen. Einzelheiten sind im EinSiG, insbesondere dessen § 8, geregelt.

20.3	 Geltung des Statuts des Einlagensicherungsfonds
Wegen weiterer Einzelheiten der Sicherung wird auf § 6 des Statuts des Einlagensi-
cherungsfonds verwiesen, das auf Verlangen zur Verfügung gestellt wird.

20.3	 Einlagensicherungsfonds
Die Bank wirkt außerdem am Einlagensicherungsfonds mit. Dieser sichert nach Maß-
gabe seines Statuts und vorbehaltlich der darin vorgesehenen Ausnahmen Einlagen 
bei einer inländischen Haupt- oder Zweigniederlassung bzw. Zweigstelle je Gläubiger 
maximal bis zur folgenden Höhe (Sicherungsgrenze):
(a)		 (i) 5 Millionen Euro für natürliche Personen und rechtsfähige Stiftungen unab-

hängig von ihrer Laufzeit und (ii) 50 Millionen Euro für nichtfinanzielle Unter-
nehmen, gemeinnützige Organisationen, Verbände und Berufsorganisationen 
ohne Erwerbszweck und andere in § 6 Absatz 3 des Statuts des Einlagensi-
cherungsfonds genannte Gläubiger. In jedem Fall werden Einlagen bis maximal 
15% der Eigenmittel der Bank im Sinne von Artikel 72 CRR geschützt, wobei 
Ergänzungskapital nur bis zur Höhe von 25% des Kernkapitals im Sinne von 
Artikel 25 CRR Berücksichtigung findet. Weitere Einzelheiten zur Berechnung 
der relevanten Eigenmittel regelt § 6 Absatz 8 Unterabsatz (a) des Statuts des 
Einlagensicherungsfonds.

(b)		 Ab dem 1. Januar 2025: (i) 3 Millionen Euro für natürliche Personen und rechts-
fähige Stiftungen unabhängig von ihrer Laufzeit und (ii) 30 Millionen Euro für 
nichtfinanzielle Unternehmen, gemeinnützige Organisationen, Verbände und 
Berufsorganisationen ohne Erwerbszweck und andere in § 6 Absatz 3 des Sta-
tuts des Einlagensicherungsfonds genannte Gläubiger. In jedem Fall werden 
Einlagen bis maximal 8,75% der Eigenmittel im Sinne von Unterabsatz (a) Sät-
ze 2 und 3 geschützt.

(c)		 Ab dem 1. Januar 2030: (i) 1 Million Euro für natürliche Personen und rechts-
fähige Stiftungen unabhängig von ihrer Laufzeit und (ii) 10 Millionen Euro für 
nichtfinanzielle Unternehmen, gemeinnützige Organisationen, Verbände und 
Berufsorganisationen ohne Erwerbszweck und andere in § 6 Absatz 3 des Sta-
tuts des Einlagensicherungsfonds genannte Gläubiger. In jedem Fall werden 
Einlagen bis maximal 8,75% der Eigenmittel im Sinne von Unterabsatz (a) Sät-
ze 2 und 3 geschützt.

(d)		 Für Einlagen, die bis zum Ablauf des 31. Dezember 2022 gesichert wurden, 
finden die zu diesem Zeitpunkt geltenden Sicherungsgrenzen weiterhin An-
wendung, bis die Einlage fällig ist, prolongiert wird oder vom Kunden erstmals 
gekündigt werden kann oder auf eine ausländische Zweigniederlassung oder 
Zweigstellen übertragen wird. Für Einlagen, die nach dem 31. Dezember 2022 
begründet oder prolongiert werden, gelten die jeweils neuen Sicherungsgren-
zen ab den oben genannten Stichtagen.

Maßgebend für die Entschädigung ist die Sicherungsgrenze, die der Bank als Er-
gebnis der Feststellung des Prüfungsverbandes mitgeteilt worden ist und im Internet 
unter www.bankenverband.de abgerufen werden kann. Die Sicherungsgrenze wird 
dem Kunden von der Bank auf Verlangen bekannt gegeben. 
Nicht geschützt werden insbesondere Einlagen von finanziellen Unternehmen, staat-
lichen Stellen einschließlich kommunaler Gebietskörperschaften, Einlagen, die im 
Zusammenhang mit Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung entstanden sind und 
Inhaberschuldverschreibungen. Im Fall von Gläubigern nach Buchstaben (a) (ii), (b) 
(ii) und (c) (ii) werden Einlagen mit einer Laufzeit von mehr als 12 Monaten sowie 
Verbindlichkeiten aus Schuldscheindarlehen, Namensschuldverschreibungen und 
vergleichbaren Schuldtiteln ausländischen Rechts nicht geschützt.

Für Verbindlichkeiten von Banken, die bis zum Ablauf des 31. Dezember 2022 gemäß 
§ 6 der am 18. November 2021 im Vereinsregister eingetragenen Fassung des Statuts 
des Einlagensicherungsfonds gesichert wurden, besteht die Sicherung nach Maß-
gabe dieser Vorschrift fort. Nach dem 31. Dezember 2022 entfällt dieser Bestands-
schutz, sobald die betreffende Verbindlichkeit fällig wird, gekündigt oder anderweitig 
zurückgefordert werden kann oder wenn die Verbindlichkeit im Wege einer Einzel- 
oder Gesamtrechtsnachfolge übergeht oder auf eine ausländische Zweigniederlas-
sung oder Zweigstelle übertragen wird.
Einzelheiten zum Schutzumfang einschließlich der Sicherungsgrenzen sind im Statut 
des Einlagensicherungsfonds, insbesondere dessen § 6, geregelt.
Das Statut wird auf Verlangen zur Verfügung gestellt und kann auch im Internet unter 
www.bankenverband.de aufgerufen werden.

Forderungsübergang und Auskunftserteilung
20.4	 Forderungsübergang
Soweit der Einlagensicherungsfonds oder ein von ihm Beauftragter Zahlungen an ei-
nen Kunden leistet, gehen dessen Forderungen gegen die Bank in entsprechender 
Höhe mit allen Nebenrechten Zug um Zug auf den Einlagensicherungsfonds über.

20.5	 Auskunftserteilung
Die Bank ist befugt, dem Einlagensicherungsfonds oder einem von ihm Beauftragten 
alle in diesem Zusammenhang erforderlichen Auskünfte zu erteilen und Unterlagen 
zur Verfügung zu stellen.
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Auszug aus:

Allgemeine Geschäftsbedingungen (Stand September 2021 Januar 2023)

Grundregeln für die Beziehung zwischen Kunde und Bank

Beschwerdemöglichkeiten/
Ombudsmannverfahren
21.	Beschwerde- und Alternative Streitbeilegungsverfahren
Der Kunde hat folgende außergerichtliche Möglichkeiten:

–– Der Kunde kann sich mit einer Beschwerde an die im Preis- und Leistungsverzeich-
nis genannte Kontaktstelle der Bank wenden. Die Bank wird Beschwerden in ge-
eigneter Weise beantworten, bei Zahlungsdiensteverträgen erfolgt dies in Textform 
(zum Beispiel mittels Brief, Telefax oder E-Mail).

–– Die Bank nimmt am Streitbeilegungsverfahren der Verbraucherschlichtungsstelle 
„Ombudsmann der privaten Banken“ (www.bankenombudsmann.de) teil. Dort hat 
der Verbraucher die Möglichkeit, zur Beilegung einer Streitigkeit mit der Bank den 
Ombudsmann der privaten Banken anzurufen. Betrifft der Beschwerdegegenstand 
eine Streitigkeit über einen Zahlungsdienstevertrag (§ 675f des Bürgerlichen Ge-
setzbuches), können auch Kunden, die keine Verbraucher sind, den Ombuds-
mann der privaten Banken anrufen. Näheres regelt die „Verfahrensordnung für die 
Schlichtung von Kundenbeschwerden im deutschen Bankgewerbe des Ombuds-
manns der privaten Banken“, die auf Wunsch zur Verfügung gestellt wird oder im 

Internet unter www.bankenverband.de www.bankenombudsmann.de abrufbar ist. 
Die Beschwerde ist in Textform (z. B. mittels Brief, Telefax oder E-Mail) an die Kun-
denbeschwerdestelle beim Bundesverband deutscher Banken e. V. Geschäftsstelle 
des Ombudsmanns der privaten Banken, Postfach 04 03 07, 10062 Berlin, Fax: 
(030) 1663-3169, E-Mail: ombudsmann@bdb.de schlichtung@bdb.de, zu richten.

–– Ferner besteht für den Kunden die Möglichkeit, sich jederzeit schriftlich oder zur 
dortigen Niederschrift bei der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht, 
Graurheindorfer Straße 108, 53117 Bonn, über Verstöße der Bank gegen das Zah-
lungsdiensteaufsichtsgesetz (ZAG), die §§ 675c bis 676c des Bürgerlichen Gesetz-
buches (BGB) oder gegen Artikel 248 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen 
Gesetzbuche (EGBGB) zu beschweren.

–– Die Europäische Kommission hat unter http://ec.europa.eu/consumers/odr/ eine Eu-
ropäische Online-Streitbeilegungsplattform (OS-Plattform) errichtet. Die OS-Platt-
form kann ein Verbraucher für die außergerichtliche Beilegung einer Streitigkeit aus 
Online-Verträgen mit einem in der EU niedergelassenen Unternehmen nutzen.
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Auszug aus:

Sonderbedingungen der Fondsdepot Bank GmbH (Stand 1. Januar 2022 2024)

(im Nachfolgenden „Sonderbedingungen“ genannt) 

Kündigung
8.	 Teilkündigungsrechte der Bank/Löschung von Depots
8.1	 Teilkündigung des Depotvertrages
Die Bank kann den Depotvertrag jederzeit unter Einhaltung der unter Ziffer 19.1 der 
AGB genannten Frist auch bezüglich nur einzelner im Depot verwahrter Anteile oder 
Aktien an Investmentvermögen kündigen, wenn diese Anteile oder Aktien an Invest-
mentvermögen von der Bank nicht oder nicht mehr angeboten werden. Ein entspre-
chendes Teilkündigungsrecht der Bank besteht auch hinsichtlich solcher Anteile oder 
Aktien an Investmentvermögen, an dem sich gemäß § 10 Absatz (1) Investmentsteu-
ergesetz (im Nachfolgenden „InvStG“ genannt) nur steuerbegünstigte Anleger nach § 
8 Absatz (1) InvStG bzw. gemäß § 10 Absatz (2) InvStG nur steuerbegünstigte Anle-
ger nach § 8 Absatz (1) oder (2) beteiligen dürfen, wenn in der Person des Anlegers 
die Voraussetzungen für eine Steuerbefreiung nach § 10 InvStG nicht oder nicht mehr 
vorliegen.
Dem steht der Fall gleich, dass der Anleger den gemäß § 10 Absatz (4) InvStG erfor-
derlichen Nachweis nicht erbracht oder dies nach Aufforderung durch die Bank nicht 
binnen angemessener Frist nachgeholt hat. Der Nachweis ist erbracht, wenn er bei 
der Bank zur Weiterleitung an das Investmentvermögen eingereicht wird. In diesen 
Fällen ist die Bank nach Wirksamwerden der Teilkündigung berechtigt, die gekündig-
ten Anteile oder Aktien an Investmentvermögen zu verkaufen. Erteilt der Kunde keine 
Weisung oder liegt der Bank keine gültige Referenzbankverbindung für eine Auskeh-
rung des Verkaufserlöses vor, wird der Verkaufserlös auf einem bei der Bank für den 
Kunden geführten Geldkonto gutgeschrieben, sofern der Kunde zu diesem Zeitpunkt 
ein Geldkonto bei der Bank unterhält. Sollte diese Auszahlungsvariante nicht möglich 
sein, erfolgt die Auskehrung per Verrechnungsscheck wendet sich die Bank an den 
Kunden und fordert eine Weisung zur Art der Auskehrung an.

Depotführung
10.	 Reines Ausführungsgeschäft/Ausschluss der Beratung/ 
	 Zurverfügungstellen von Verkaufsunterlagen
10.3	 Zurverfügungstellen von Verkaufsunterlagen/gesetzlich  
	 erforderliche Informationen
Die Bank und/oder der Finanzberater des Kunden stellen dem Kunden für das Erst-
geschäft und für alle Folgegeschäfte die gesetzlich erforderlichen Informationen (z. B. 
Kosteninformationen) sowie die Verkaufsunterlagen (z. B. aktuelle Wesentliche Anle-
gerinformationen Basisinformationsblätter, aktuelle Verkaufsprospekte und aktueller 
Jahres- bzw. Halbjahresbericht) rechtzeitig kostenlos zur Verfügung.

Dienstleistungen im Rahmen der Depotführung
17.	 Wiederanlage von Ausschüttungen/Barausschüttung
17.4.	 Ausschüttungen bei Abwicklung eines Investmentvermögens
Auch unabhängig davon, ob ein Kunde einen entsprechenden Auftrag erteilt hat, wer-
den sämtliche Ausschüttungserträge automatisch ausgezahlt, wenn es sich um Aus-
schüttungen eines Investmentvermögens während dessen Abwicklung handelt. Erteilt 
der Kunde keine Weisung oder liegt der Bank keine gültige Referenzbankverbindung 
für eine Auszahlung der Ausschüttungserträge vor, werden die Ausschüttungen auf 
ein bei der Bank für den Kunden geführtes Geldkonto gutgeschrieben, sofern der 
Kunde zu diesem Zeitpunkt ein Geldkonto bei der Bank unterhält. Sollte diese Aus-
zahlungsvariante nicht möglich sein, erfolgt die Auszahlung per Verrechnungsscheck 
wendet sich die Bank an den Kunden und fordert eine Weisung zur Art der Auskeh-
rung an. Unabhängig davon, ob und in welchem Umfang in den Ausschüttungen des 
Investmentvermögens neben steuerfreien Kapitalrückzahlungen auch steuerpflichtige 
Erträge enthalten sind, ist die Bank zunächst berechtigt, auf jede Ausschüttung wäh-
rend eines Kalenderjahres Kapitalertragsteuer einzubehalten. Die Bank hat aber in 
angemessener Zeit nach Ablauf eines Kalenderjahres zu ermitteln, in welchem Um-
fang die Ausschüttungen steuerfreie Kapitalrückzahlungen enthalten und dem Kun-
den die darauf entfallende Kapitalertragsteuer zu erstatten.

18.	 Auflösung und Verschmelzung von Investmentvermögen/Änderung 
	 der Fondseinklassifizierung
18.1	 Auflösung von Investmentvermögen/Auskehrung des  
	 Liquidationserlöses/Auszahlplan
Wird ein Investmentvermögen, dessen Investmentanteile im Depot des Kunden ver-
wahrt werden, wegen Zeitablaufs oder aus anderen Gründen aufgelöst, so wird die 
Bank, wenn keine gegenteilige Weisung des Kunden oder keine gültige Referenz-
bankverbindung für eine Auskehrung vorliegt, den auf die verwahrten Investmentan-
teile entfallenden und einzuziehenden Liquidationserlös einem bei der Bank für den 
Kunden geführten Geldkonto gutschreiben, sofern der Kunde zu diesem Zeitpunkt 
ein Geldkonto bei der Bank unterhält. Sollte diese Auszahlungsvariante nicht möglich 
sein, erfolgt die Auskehrung per Verrechnungsscheck wendet sich die Bank an den 
Kunden und fordert eine Weisung zur Art der Auskehrung an. Auszahlpläne werden 
nach Einstellung der Anteilrücknahme beendet.

20.	 Steuererstattungen
Die Bank überprüft mindestens einmal jährlich, inwieweit sich für den Kunden im Zu-
sammenhang mit der Führung von Steuertöpfen auszahlbare steuerliche Guthaben 
ergeben. Die Bank wird, wenn keine gegenteilige Weisung des Kunden oder keine 
gültige Referenzbankverbindung für eine Auszahlung vorliegt, das Guthaben einem 
bei der Bank für den Kunden geführten Geldkonto gutschreiben, sofern der Kunde 
zu diesem Zeitpunkt ein Geldkonto bei der Bank unterhält. Sollte diese Auszahlungs-
variante nicht möglich sein, erfolgt die Auszahlung per Verrechnungsscheck wendet 
sich die Bank an den Kunden und fordert eine Weisung zur Art der Auskehrung an.

21.	� Verkauf von Anteilen zur Abführung von Kapitalertragsteuern/ 
Verrechnung mit Geldkontoguthaben und Lastschrifteinzug von Refe-
renzbankverbindung  
Vorgehen der Bank bei der Abführung von Kapitalertragsteuer

Bestehen Kapitalerträge, hinsichtlich derer Kapitalertragsteuer zu erheben ist, ganz 
oder teilweise nicht in Geld (z. B. bei Verschmelzung ausländischer Investmentvermö-
gen) und reicht der in Geld geleistete Teil nicht zur Deckung der  Kapitalertragsteuer 
(ggf. nebst Zuschläge) aus, so kann die Bank (a) Investmentanteile des betroffenen 
Investmentvermögens in einem Umfang verkaufen, dass sie die Kapitalertragsteuer 
(ggf. mit Zuschlägen) abführen kann, (b) im gesetzlich vorgesehenen Umfang den 
Fehlbetrag von einem bei der Bank unterhaltenen und auf den Namen des Gläubigers 
der Kapitalerträge lautenden Konto, ohne Einwilligung des Gläubigers, einziehen oder 
(c) den Fehlbetrag von einer ihr vom Kunden angegebenen externen Referenzbank-
verbindung per Lastschrift einziehen. 
Sonstige, der Bank auf Basis der jeweils geltenden Gesetzeslage zustehende Rechte 
und Pflichten bleiben unberührt. Insbesondere ist die Bank berechtigt, den Kunden in 
Form einer Rechnungstellung über die zu leistende Steueranforderung aufzufordern, 
den Fehlbetrag mit einer Frist von 14 Tagen nach Aufforderung auf ein von der Bank 
in der Aufforderung angegebenes Konto zu zahlen. Sofern diese Zahlung nicht fristge-
recht erfolgt und sofern die Bank nicht auf ein bei ihr unterhaltenes und auf den Namen 
des Gläubigers der Kapitalerträge lautendes Konto zugreifen kann oder das zur Ver-
fügung stehende Guthaben den Fehlbetrag nicht oder nicht vollständig deckt, wird die 
Bank nach der genannten Frist eingehende Beträge dem Kunden rücküberweisen und 
den vollen Kapitalertrag dem Betriebsstättenfinanzamt des Kunden anzeigen.
21.1	 Anteilsverkauf
Bestehen Kapitalerträge, hinsichtlich derer Kapitalertragsteuer zu erheben ist, ganz 
oder teilweise nicht in Geld (z. B. bei Verschmelzung ausländischer Investmentvermö-
gen) und reicht der in Geld geleistete Teil nicht zur Deckung der Kapitalertragsteuer 
(ggf. nebst Zuschlägen) aus, so kann die Bank, wenn nicht der Kunde den notwendi-
gen Betrag innerhalb von 14 Tagen nach Aufforderung zur Verfügung stellt (Eingang 
innerhalb der genannten Frist auf dem von der Bank in der Aufforderung angegebe-
nen Konto), Investmentanteile des betroffenen Investmentvermögens in einem Um-
fang verkaufen, dass sie die Kapitalertragsteuer (ggf. mit Zuschlägen) abführen kann.
21.2	 Verrechnung mit Geldkontoguthaben
Soweit dem Anteilsverkauf rechtliche Gründe (z. B. Bestehen des Pfandrechts ei-
nes Dritten an den Anteilen oder Verhinderung des rückwirkenden Entfallens einer 
Arbeitnehmer-Sparzulage wegen vorzeitiger Verfügung über die erworbenen Invest-
mentanteile) entgegenstehen oder soweit der Anteilsverkauf zur Abführung der Kapi-
talertragsteuer nicht ausreichend ist, ist die Bank berechtigt, den Fehlbetrag gegen 
das Guthaben auf einem bei ihr unterhaltenen als Referenzbankverbindung für das 
Depot dienenden Geldkonto zu verrechnen. Sofern nicht der Kunde oder bei mehre-
ren Geldkontoinhabern ein anderer Geldkontoinhaber vor Zufluss der Kapitalerträge 
widerspricht, darf die Bank auch insoweit die Geldbeträge von diesem Geldkonto ein-
ziehen, wie eine eingeräumte Überziehungsmöglichkeit nicht in Anspruch genommen 
wurde.
21.3	 Lastschrifteinzug von Referenzbankverbindung
Sofern ein solches Geldkonto nicht vorhanden ist, soweit das Geldkonto kein aus-
reichendes Guthaben aufweist und auch ein Einzug im Rahmen der eingeräumten 
Überziehungsmöglichkeit ausscheidet, ist die Bank berechtigt, den Fehlbetrag von ei-
ner ihr vom Kunden angegebenen externen Referenzbankverbindung per Lastschrift 
einzuziehen.
21.4	 Vorabpauschale
Zur Erhebung der Kapitalertragsteuer auf die Vorabpauschale nach § 16 Absatz (1) 
Nr. 2 InvStG ist die Bank zum Vorgehen nach den vorgenannten Absätzen auch ohne 
vorherige Aufforderung an den Kunden berechtigt.
21.5	 Abweichende Weisung des Kunden
Der Kunde ist berechtigt, die Bank anzuweisen, die in den vorgenannten Absätzen 
vorgegebene Reihenfolge von Anteilsverkauf, Guthabenverrechnung und Abbuchung 
von der Referenzbankverbindung nach seinen Vorgaben abzuändern. Die Bank wird 
in diesem Falle auf eine nachrangige Maßnahme erst zurückgreifen, soweit eine vor-
rangige nicht möglich ist oder ihr rechtliche Gründe im Sinne der Ziffer 21.2 entgegen-
stehen. Im Falle des Anteilsverkaufs ist er darüber hinaus berechtigt, Vorgaben zu 
machen, in welcher Reihenfolge von ihm gehaltene Anteile an Investmentvermögen 
verkauft werden sollen.
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Hinweis zum Umfang der Einlagensicherung (Stand 1. Oktober 2017 Januar 2023)

Die Fondsdepot Bank GmbH (im Nachfolgenden „Bank” genannt) ist dem Einlagensi-
cherungsfonds des Bundesverbandes deutscher Banken e.V. und der gesetzlichen Ent-
schädigungseinrichtung deutscher Banken GmbH (EdB) angeschlossen. 

Einlagen sind Guthaben, die sich im Rahmen von Bankgeschäften aus Beträgen, die auf 
einem Konto verblieben sind, oder aus Zwischenpositionen ergeben und die nach den 
geltenden gesetzlichen und vertraglichen Bedingungen von der Bank zurückzuzahlen 
sind, wie zum Beispiel Guthaben auf Girokonten, Festgelder, Spareinlagen, Sparbriefe 
und Namensschuldverschreibungen. Maßgeblich sind die Definitionen des Einlagensi-
cherungsgesetzes (EinSiG) bzw. im Statut des Einlagensicherungsfonds.

Der Einlagensicherungsfonds sichert gemäß seinem Statut – vorbehaltlich der darin 
vorgesehenen Ausnahmen – Einlagen, d.h. Guthaben, die sich im Rahmen von Bankge-
schäften aus Beträgen, die auf einem Konto verblieben sind, oder aus Zwischenpositi-
onen ergeben und die nach den geltenden Bedingungen von der Bank zurückzuzahlen 
sind. 

Die Sicherungsgrenze je Gläubiger beträgt bis zum 31. Dezember 2019 20 %, bis zum 
31. Dezember 2024 15 % und ab dem 1. Januar 2025 8,75 % des für die Einlagensiche-
rung maßgeblichen haftenden Eigenkapitals der Bank. Für Einlagen, die nach dem 31. 
Dezember 2011 begründet oder prolongiert werden, gelten, unabhängig vom Zeitpunkt 
der Begründung der Einlage, die jeweils neuen Sicherungsgrenzen ab den vorgenann-
ten Stichtagen. Für Einlagen, die vor dem 31. Dezember 2011 begründet wurden, gelten 
die alten Sicherungsgrenzen bis zur Fälligkeit der Einlage oder bis zum nächstmöglichen 
Kündigungstermin. 

Die jeweilige Sicherungsgrenze wird dem Kunden von der Bank auf Verlangen bekannt 
gegeben. Sie kann auch im Internet unter www.bankenverband.de abgefragt werden. 
Nicht geschützt sind Verbindlichkeiten, über die die Bank Inhaberpapiere ausgestellt hat, 
wie z. B. Inhaberschuldverschreibungen und Inhabereinlagenzertifikate, sowie Verbind-
lichkeiten gegenüber Kreditinstituten. 

Der Einlagensicherungsfonds sichert nach Maßgabe seines Statuts und vorbehaltlich 
der darin vorgesehenen Ausnahmen Einlagen bei einer inländischen Haupt- oder Zweig-
niederlassung bzw. Zweigstelle je Gläubiger maximal bis zur folgenden Höhe (Siche-
rungsgrenze):

5 Millionen Euro (ab dem 01. Januar 2025: 3 Millionen Euro, ab dem 01. Januar 2030: 
1 Million Euro) für natürliche Personen und rechtsfähige Stiftungen unabhängig von ihrer 
Laufzeit und 50 Millionen Euro (ab dem 01. Januar 2025: 30 Millionen Euro, ab dem 
01. Januar 2030: 10 Millionen Euro) für nichtfinanzielle Unternehmen, gemeinnützige 
Organisationen, Verbände und Berufsorganisationen ohne Erwerbszweck und anderer 
in § 6 Absatz 3 des Statuts des Einlagensicherungsfonds genannter Gläubiger. In jedem 
Fall werden Einlagen bis maximal 15% (ab dem 01. Januar 2025 bis maximal 8,75%) der 
für die Einlagensicherung relevanten Eigenmittel der Bank geschützt.

Für Einlagen, die bis zum Ablauf des 31. Dezember 2022 gesichert wurden, finden die 
zu diesem Zeitpunkt geltenden Sicherungsgrenzen weiterhin Anwendung bis die Einlage 
fällig ist, prolongiert wird oder vom Kunden erstmals gekündigt werden kann oder auf 
eine ausländische Zweigniederlassung oder Zweigstellen übertragen wird. Für Einlagen, 
die nach dem 31. Dezember 2022 begründet oder prolongiert werden, gelten die jeweils 
neuen Sicherungsgrenzen ab den oben genannten Stichtagen.

Maßgebend für die Entschädigung ist die Sicherungsgrenze, die der Bank als Ergebnis 
der Feststellung des Prüfungsverbandes mitgeteilt worden ist und im Internet unter 
www.bankenverband.de abgerufen werden kann. Die Sicherungsgrenze wird dem Kun-
den von der Bank auf Verlangen bekannt gegeben.

Nicht geschützt werden insbesondere Einlagen von finanziellen Unternehmen, staat-
lichen Stellen einschließlich kommunaler Gebietskörperschaften, Einlagen, die im 
Zusammenhang mit Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung entstanden sind, und 
Inhaberschuldverschreibungen. Im Fall von nichtfinanziellen Unternehmen, gemeinnüt-
zigen Organisationen, Verbänden und Berufsorganisationen ohne Erwerbszweck und 
anderer in § 6 Absatz 3 des Statuts des Einlagensicherungsfonds genannter Gläubiger 
werden Einlagen mit einer Laufzeit von mehr als 12 Monaten sowie Verbindlichkeiten 
aus Schuldscheindarlehen, Namenschuldverschreibungen und vergleichbaren Schuld-
titeln ausländischen Rechts nicht geschützt.

Für Verbindlichkeiten von Banken, die bis zum Ablauf des 31. Dezember 2022 gemäß § 6 
bis dahin geltenden Fassung des Statuts des Einlagensicherungsfonds gesichert wurden, 
besteht die Sicherung nach Maßgabe dieser Vorschrift fort. Nach dem 31. Dezember 
2022 entfällt dieser Bestandsschutz, sobald die betreffende Verbindlichkeit fällig wird, 
gekündigt oder anderweitig zurückgefordert werden kann, oder wenn die Verbindlichkeit 
im Wege einer Einzel- oder Gesamtrechtsnachfolge übergeht oder auf eine ausländische 
Zweigniederlassung oder Zweigstelle übertragen wird.

Konkurrenz zwischen Einlagensicherungsfonds und EdB 
Der Einlagensicherungsfonds erbringt Entschädigungsleistungen nur sofern und soweit 
der Gläubiger nicht durch die EdB entschädigt wird.

Sicherung von Verbindlichkeiten aus Wertpapiergeschäften
Ist die Bank pflichtwidrig außer Stande, Wertpapiere des Kunden zurückzugeben, so be-
steht neben der Haftung der Bank im Entschädigungsfall ein Entschädigungsanspruch 
gegen die EdB. Der Anspruch gegen die Entschädigungseinrichtung ist der Höhe nach 
begrenzt auf 90 % des Wertes dieser Wertpapiere, maximal jedoch auf den Gegenwert 
von 20.000,00 EUR.

Rechtsgrundlagen
Zur näheren Information wird auf Nr. 20 der Allgemeine Geschäftsbedingungen, § 6 des 
Statuts des Einlagensicherungsfonds und die Regelungen des Einlagensicherungs- 
sowie Anlegerentschädigungsgesetzes hingewiesen. Das Statut wird auf Verlangen zur 
Verfügung gestellt und kann auch im Internet unter www.bankenverband.de aufgerufen 
werden.
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Transparenz schaffen – die Basis für eine langfristig erfolgreiche 
Geschäftsbeziehung 
- Umgang mit Interessenkonflikten - (Stand 1. Juli 2020 1. Januar 2024)

Wir sind davon überzeugt, dass langfristiger Unternehmenserfolg von der Fähigkeit 
abhängt, geschäftliche Beziehungen nachhaltig und verantwortungsvoll zu gestalten. 
Ein wesentlicher Aspekt für eine langfristig erfolgreiche Geschäftsbeziehung besteht 
in der Vermeidung von Interessenkonflikten, um das Risiko der Beeinträchtigung von 
Kundeninteressen zu verhindern. Dennoch können die getroffenen wirksamen orga-
nisatorischen oder verwaltungsmäßigen Vorkehrungen zur Verhinderung oder Bewäl-
tigung der Interessenkonflikte nicht ausreichen, um mit hinreichender Sicherheit zu 
gewährleisten, dass eine Schädigung der Interessen der Kunden vermieden wird. So 
gilt es, Interessenkonflikte zwischen Kunden, zwischen Kunden und der Fondsdepot 
Bank GmbH (im Nachfolgenden „Bank“ genannt) oder innerhalb der Unternehmens-
gruppe, welcher die Bank angehört, zu vermeiden. Das Interesse unserer Kunden ge-
nießt grundsätzlich Vorrang. Vor diesem Hintergrund und um unserer Verantwortung 
gerecht zu werden haben wir in schriftlicher Form unter Berücksichtigung der Art, des 
Umfangs und der Komplexität unserer Geschäfte angemessene Grundsätze für den 
Umgang mit Interessenkonflikten festgelegt.

Danach unterliegen beispielsweise sowohl die persönlichen Wertpapiergeschäfte 
unserer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter als auch die Wahrnehmung von Mandaten 
und Nebentätigkeiten bei anderen Unternehmen (sowohl intern als auch extern) durch 
unsere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter strengen Vorschriften und Kontrollen, damit 
Informationen, zu denen unsere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter Zugang haben, nicht 
unrechtmäßig zum eigenen Vorteil genutzt werden können.

Interessenskonflikte können durch persönliche Beziehungen von Mitarbeitern, der 
Geschäftsführung der Bank, der Geschäftsführung von Produktgebern und Koopera-
tionspartnern, sowie deren verbundenen Personen entstehen oder aus Beziehungen 
der Fondsdepot Bank mit Emittenten von Finanzinstrumenten, z. B. bei der Erbrin-
gung von Dienstleistungen für Fondsgesellschaften.

Trotz dieser getroffenen wirksamen organisatorischen oder verwaltungsmäßigen 
Vorkehrungen zur Verhinderung oder Bewältigung der Interessenkonflikte lassen 
sich in den nachfolgend beschriebenen Fällen Interessenkonflikte nicht vollständig 
vermeiden. Ein solcher Interessenkonflikt kann unter Umständen aus der Tatsache 
resultieren, dass wir im Zusammenhang mit der Depotführung und der Abwicklung 
von Aufträgen eine zeitanteilige Bestandsprovision und/oder Vertriebsprovision, ggf. 
in der Gestaltung mit variablen Stufen (sog. Staffelprovisionen ) von den die jeweili-
gen Investmentvermögen auflegenden Investmentgesellschaften entgegennehmen, 
solange die Anteile oder Aktien an Investmentvermögen bei uns verwahrt werden. 
Die Höhe der zeitanteiligen Bestandsprovision berechnet sich in der Regel als pro-
zentualer Anteil des jeweiligen Wertes der verwahrten Anteile oder Aktien an Invest-
mentvermögen. Schließlich gewähren uns Investmentgesellschaften sonstige mone-
täre Leistungen (z. B. künftige Projektkostenzuschüsse im Zusammenhang mit der 
Administration von Depots). 

Sofern die Bank als Vermögensverwalter tätig wird, darf sie generell keine Zuwendun-
gen annehmen, sofern es sich nicht um geringfügige nicht-monetäre Zuwendungen 
handelt.

Zudem unterliegen auch unsere Vertriebspartner möglicherweise Interessenkonflik-
ten. Solche können aus der Tatsache resultieren, dass wir den Vertriebspartnern für 
ihre Dienstleistungen in Abhängigkeit zu den vermittelten Investmentvermögen und 
Einlagen eine zeitanteilige Bestandsvergütung (Vertriebsfolgeprovision) und/oder 
sonstige nicht monetäre Zuwendungen (z. B. Schulungen, Incentive-Veranstaltungen, 
Einladung von Vermittlern, Give-aways) gewähren. 

Weiterhin möchten wir Ihnen mitteilen, dass Interessenskonflikte beim Beziehen von 
Research Reports oder anderen öffentlichen Äußerungen eines Research Analysten 
entstehen können. 

Bei zeitlich befristeten Sparplänen mit einer Kostenvorausbelastung wird Ihnen für 
den vergünstigten Erwerb von Anteilen oder Aktien an Investmentvermögen ein Ab-
schlussentgelt berechnet. 

Nähere Informationen zu den genannten monetären und nicht monetären Zuwendun-
gen und Kosten erhalten Sie in den Kosteninformationen. 

Sofern die Bank für Sie als Vermögensverwalter tätig wird, ergeben sich einige Be-
sonderheiten: Hier beauftragen Sie uns mit der Verwaltung Ihrer Kapitalanlage und 
delegieren damit auch die Entscheidung über den Kauf und Verkauf von Finanz-
instrumenten an uns. Wir oder ggf. von uns beauftragte Assetmanager treffen diese 
Entscheidungen der mit Ihnen vereinbarten Anlagerichtlinie. 

Um den sich daraus ergebenden Interessenkonflikten entgegenzuwirken, wurden bei 
uns spezielle organisatorische Maßnahmen errichtet eingerichtet. Ein typischer Inte-
ressenkonflikt ergibt sich z. B. aus der Vereinbarung einer performanceabhängigen 
Vergütung, da dabei nicht auszuschließen ist, dass der Vermögensverwalter zur Er-
zielung einer möglichst hohen Performance und damit einer erhöhten Vergütung un-
verhältnismäßige Risiken eingeht. Zur Vermeidung eines solchen Verhaltens werden 
besondere interne Überwachungs- und Kontrollhandlungen vorgenommen. 

Auch möchten wir Sie darauf hinweisen, dass Dezimalstellen bei der Berechnung 
der Stücke im Vergleich zur Preisfeststellung der Investmentgesellschaft mitunter nur 
verkürzt dargestellt werden. Hierbei erfolgt eine kaufmännische Rundung auf drei De-
zimalstellen.

Abschließend möchten wir Sie darüber informieren, dass wir Transaktionen in Antei-
len oder Aktien an Investmentvermögen grundsätzlich über die jeweiligen Investment-
gesellschaften abwickeln. Auch wenn über andere Bezugsquellen, wie z. B. über die 
Börse, im Einzelfall günstigere Erwerbskonditionen möglich sein sollten, sehen wir 
diese Art der Abwicklung unter Berücksichtigung aller Umstände als die für Sie vor-
teilhaftere Abwicklung an.

Geldanlage ist Vertrauenssache. Dieser Verantwortung sind wir uns bewusst und neh-
men diese Verantwortung gerne an.



Besondere Bedingungen für den Erwerb, die Verwahrung und den 
Verkauf von Anteilen oder Aktien an Investmentvermögen an 
Exchange Traded Funds (Stand 1. Januar 2019 2024)

1.	 Abweichung und Ergänzung zu den Allgemeine Geschäftsbedingungen 
(im Nachfolgenden „AGB“ genannt) und Sonderbedingungen der Fonds-
depot Bank GmbH (im Nachfolgenden „Sonderbedingungen“ genannt)

Für den Erwerb, die Verwahrung und den Verkauf von Anteilen oder Aktien an Invest-
mentvermögen (im Nachfolgenden „Investmentanteile“ genannt) an Exchange Tra-
ded Funds (im Nachfolgenden „ETF“ genannt) gelten in Abweichung und Ergänzung 
zu den AGB und den Sonderbedingungen diese Besondere Bedingungen für den 
Erwerb, die Verwahrung und den Verkauf von Anteilen oder Aktien an Investment-
vermögen an Exchange Traded Funds (im Nachfolgenden „Besondere Bedingungen“ 
genannt).

2.	 ETF Produktpalette
Es können ausschließlich Investmentanteile an ETF erworben werden, die von der 
Fondsdepot Bank GmbH (im Nachfolgenden „Bank“ genannt) vertrieben werden. Die 
jeweils aktuelle Produktpalette an ETF ist in der „Kosteninformation zur Palette an 
Investmentvermögen Exchange Traded Funds (ETF)“ enthalten. Die Bank ist berech-
tigt, die Auswahl der ETF zu verändern. Der Depotinhaber kann die aktuelle ETF 
Produktpalette jederzeit bei seinem Berater oder der Bank anfordern oder unter www.
fondsdepotbank.de/privatkunden/formulare.html www.fondsdepotbank.de/formulare 
abrufen.

3.	 Form der Auftragserteilung zum Erwerb bzw. zum Verkauf von  
Investmentanteilen an ETF

Für den Erwerb bzw. den Verkauf von Investmentanteilen an ETF ist die Abgabe 
eines vollständigen schriftlichen Auftrages auf dem hierfür vorgesehenen Formular 
der Bank erforderlich. Eine Übermittlung der Order in digitaler Form über einen von 
der Bank vorgesehenen Orderweg ist davon unberührt. Im Zusammenhang mit der 
Auftragserteilung zum Erwerb bzw. zum Verkauf von Investmentanteilen an ETF er-
kennt der Depotinhaber die Besondere Bedingungen und die jeweils aktuelle „Kos-
teninformation zur Palette an Investmentvermögen Exchange Traded Funds (ETF)“ 
in unveränderter Form an.

4.	 Erwerb von Investmentanteilen an ETF/Wiederanlage von Ausschüttungen
1.	 Der Erwerb von Investmentanteilen an ETF ist nur mit Teilnahme am Last-

schrifteinzugsverfahren möglich. Der Erwerb der Investmentanteile erfolgt ohne 
Berechnung von Ausgabeaufgeld zum sogenannten Netto-Inventarwert (im 
Nachfolgenden „NAV“ genannt) des Investmentvermögens und mit Berechnung 
eines volumenabhängigen Transaktionsentgeltes gemäß Ziffer 6 der Besondere 
Bedingungen.

2.	 Ausschüttungen des Investmentfonds nach § 2 Absatz 11 InvStG werden – ggf. 
unter Abzug von einzubehaltenden Steuern – automatisch in Investmentanteilen 
des betreffenden ETF wieder angelegt, soweit dies der Bank möglich ist. Die 
Wiederanlage erfolgt sobald die Bank die entsprechende Zahlung erhalten hat 
zum nächstmöglichen Wertermittlungstag. Die Wiederanlage erfolgt zu den Be-
dingungen des Erwerbs des betreffenden ETF.

5.	 Verkauf von Investmentanteilen an ETF/Tauschaufträge
1.	 Der Verkauf von Investmentanteilen an ETF erfolgt zum NAV des Investment-

vermögens und der Berechnung eines Transaktionsentgeltes gemäß Ziffer 6 der 
Besondere Bedingungen.

2.	 Abweichend von Ziffer 12 der Sonderbedingungen können keine Tauschaufträge 
erteilt werden.

6.	 Transaktionsentgelt bzw. Aufwendungen/Kosteninformation zu  
ETF Investmentanteilen

1.	 Für die Abwicklung von Käufen und Verkäufen berechnet die Bank volumenab-
hängige Transaktionsentgelte.

2.	 Das Transaktionsentgelt in % des jeweiligen Transaktionsvolumens beinhaltet 
das Transaktionsentgelt der Bank sowie die sogenannten ATC Aufwendungen 
(additional trading costs) der Abwicklungsstelle. Die ATC sind die Transaktions-
entgelte, welche die Abwicklungsstelle der Bank in Rechnung stellt. Die Höhe 
des Transaktionsentgeltes der Bank beträgt aktuell 0,20 %. Die ATC variieren 
je Anbieter und Investmentvermögen, unterliegen entsprechenden Änderun-
gen und können deshalb der jeweils aktuellen „Kosteninformation zur Palette 
an Investmentvermögen Exchange Traded Funds (ETF)“ entnommen werden, 
welche der Depotinhaber jederzeit bei seinem Berater oder der Bank anfordern 
oder unter www.fondsdepotbank.de/privatkunden/formulare.html www.fondsde-
potbank.de/formulare abrufen kann.

3.	 Das Transaktionsentgelt wird bei Käufen wie folgt abgerechnet:
–– bei Lastschrifteinzug Anlagebetrag in EUR durch Abzug vom Anlagebetrag vor 

dem Anteilserwerb,
–– bei Lastschrifteinzug Anlage in Stücke durch Aufschlag auf den Anlagebetrag 

nach Anteilserwerb.
4.	 Das Transaktionsentgelt wird bei Verkäufen wie folgt abgerechnet:

–– bei Verkauf im Gegenwert EUR durch Mehrverkauf von ETF Investmentanteilen,
–– bei Verkauf im Gegenwert Stück durch Abzug vom Auszahlungsbetrag.

7.	 Ausführung von Depotaufträgen/Ausführungsgeschäft
Für das Ausführungsgeschäft zur Ausführung der Depotaufträge gelten die beige-
fügten „Grundsätze zur Auftragsausführung“. Maßgebend für den Preis des Ausfüh-
rungsgeschäftes ist der Wertermittlungstag, zu welchem die jeweilige Abwicklungs-
stelle den Auftrag abrechnet (Ausführungszeitpunkt). Der Ausführungszeitpunkt 
sowie der dem Ausführungsgeschäft zugrunde liegende Ausführungspreis liegen 
somit nicht im Einflussbereich der Bank.

8.	 Änderungen der Besondere Bedingungen
Für Änderungen dieser Besondere Bedingungen gilt Ziffer 1.2 der AGB.

Grundsätze zur Auftragsausführung
Allgemeines
Die Fondsdepot Bank GmbH (im Nachfolgenden „Bank“ genannt) ist als Wertpapier-
dienstleistungsunternehmen verpflichtet Aufträge seiner Kunden für den Kauf oder 
Verkauf von Finanzinstrumenten in der Weise auszuführen, um das bestmögliche 
Ergebnis für seine Kunden zu erreichen. Besonderheiten gelten für die Ausgabe und 
Rücknahme von Investmentvermögen in Verbindung mit einer Preisermittlung nach 
Maßgabe des Kapitalanlagegesetzbuches, die auf dem Netto-Inventarwert (NAV) des 
Investmentvermögens basiert.

Produktgruppe Exchange Traded Funds
Zur Ausführung von Aufträgen zum Kauf und Verkauf von Exchange Traded Funds 
(im Nachfolgenden „ETF“ genannt) schließt die Bank für Rechnung des Kunden 
mit einer Abwicklungsstelle ein entsprechendes Kauf- oder Verkaufsgeschäft (Aus-
führungsgeschäft) zum sogenannten NAV des ETF Investmentvermögens und der 

Berechnung eines Transaktionsentgeltes ab oder sie beauftragt eine dritte Person, 
ein entsprechendes Ausführungsgeschäft abzuschließen. Das jeweils aktuelle Trans-
aktionsentgelt kann der „Kosteninformation zur Palette an Investmentvermögen Ex-
change Traded Funds (ETF)“ entnommen werden, welche der Depotinhaber jederzeit 
bei seinem Berater oder der Bank anfordern oder unter www.fondsdepotbank.de/
privatkunden/formulare.html www.fondsdepotbank.de/formulare abrufen kann.
Das Ausführungsgeschäft zu Anteilen oder Aktien an Investmentvermögen an ETF 
wird nicht über die Kapitalverwaltungsgesellschaft oder eine Wertpapierbörse oder 
andere einer Wertpapierbörse vergleichbare Handelsplätze abgewickelt. Der Kunde 
wird darauf hingewiesen, dass eine Auftragsausführung über eine Wertpapierbörse 
oder andere einer Wertpapierbörse vergleichbare Handelsplätze im Einzelfall für ihn 
günstiger sein kann.
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Besondere Bedingungen für den Erwerb, die Verwahrung und den  
Verkauf von Anteilen oder Aktien an
Investmentvermögen an Dimensional Funds (Stand 1. März 2021 Januar 2024)

1.	 Abweichung und Ergänzung zu den Allgemeine Geschäftsbedingungen 
(im Nachfolgenden „AGB“genannt) und Sonderbedingungen der Fondsde-
pot Bank GmbH (im Nachfolgenden „Sonderbedingungen“ genannt)

Für den Erwerb, die Verwahrung und den Verkauf von Anteilen oder Aktien an Invest-
mentvermögen (im Nachfolgenden „Investmentanteile“ genannt) an Dimensional 
Funds gelten in Abweichung und Ergänzung zu den AGB und den Sonderbedingun-
gen, diese Besondere Bedingungen für den Erwerb, die Verwahrung und den Ver-
kauf von Investmentanteilen an Dimensional Funds (im Nachfolgenden „Besondere 
Bedingungen“ genannt).

2.	 Dimensional Funds Produktpalette
Es können ausschließlich Investmentanteile an Dimensional Funds erworben werden, 
die von der Fondsdepot Bank GmbH (im Nachfolgenden „Bank“ genannt) vertrieben 
werden. Die Bank ist berechtigt, die Auswahl der Dimensional Funds zu verändern. 
Der Depotinhaber kann die aktuelle Dimensional Funds Produktpalette jederzeit bei 
seinem Berater anfordern.

3.	 Form der Auftragserteilung zum Erwerb bzw. zum Verkauf von Investment-
anteilen an Dimensional Funds

Für den Abschluss von Verträgen zum Erwerb bzw. zum Verkauf von Investmentan-
teilen an Dimensional Funds ist die Abgabe eines vollständigen schriftlichen Auftrages 
auf dem hierfür vorgesehenen Formular der Bank erforderlich. Eine Übermittlung der 
Order in digitaler Form über einen von der Bank vorgesehenen Orderweg ist davon 
unberührt. Im Zusammenhang mit der Auftragserteilung zum Erwerb bzw. zum Verkauf 
von Investmentanteilen an Dimensional Funds erkennt der Depotinhaber die Besonde-
re Bedingungen in unveränderter Form an.

4.	 Erwerb von Investmentanteilen an Dimensional Funds/Wiederanlage von 
Ausschüttungen

1.	 Der Erwerb von Investmentanteilen an Dimensional Funds ist nur mit Teilnahme 
am Lastschrifteinzugsverfahren möglich. Der Erwerb erfolgt ohne die Berechnung 
von Ausgabeaufgeld zum sogenannten Netto-Inventarwert (im Nachfolgenden 
„NAV“ genannt) des Investmentvermögen und der Berechnung eines Transakti-
onsentgeltes gemäß Ziffer 6 dieser Besondere Bedingungen. 

2.	 Ausschüttungen des Investmentfonds nach § 2 Absatz 11 InvStG werden – ggf. 

unter Abzug von einzubehaltenden Steuern – automatisch in Investmentanteilen 
des betreffenden Dimensional Funds wieder angelegt, soweit dies der Bank 
möglich ist. Die Wiederanlage erfolgt sobald die Bank die entsprechende Zahlung 
erhalten hat zum nächstmöglichen Wertermittlungstag.

5.	 Verkauf von Investmentanteilen an Dimensional Funds/Tauschaufträge
�Der Verkauf von Investmentanteilen an Dimensional Funds erfolgt zum NAV des Invest-
mentvermögens und der Berechnung eines Transaktionsentgeltes gemäß Ziffer 6 
dieser Besondere Bedingungen.

6.	 Transaktionsentgelt bzw. Aufwendungen/Kosteninformation zu  
Dimensional Funds Investmentanteilen

1.	 Für die Abwicklung von Käufen und Verkäufen berechnet die Bank volumenab-
hängige Transaktionsentgelte von aktuell 0,20 % des jeweiligen Anlagebetrages.

2.	 Das Transaktionsentgelt wird bei Käufen wie folgt abgerechnet:
–– bei Lastschrifteinzug Anlagebetrag in EUR durch Abzug vom Anlagebetrag vor 

dem Anteilserwerb,
–– bei Lastschrifteinzug Anlage in Stücke durch Aufschlag auf den Anlagebetrag 

nach Anteilserwerb.
3.	 Das Transaktionsentgelt wird bei Verkäufen wie folgt abgerechnet:
–– bei Verkauf im Gegenwert EUR durch Mehrverkauf von Dimensional Funds Invest-

mentanteilen,
–– bei Verkauf im Gegenwert Stück durch Abzug vom Auszahlungsbetrag.

7.	 Ausführung von Depotaufträgen/Ausführungsgeschäft
Für das Ausführungsgeschäft zur Ausführung der Depotaufträge gelten die beigefügten 
„Grundsätze zur Auftragsausführung“. Maßgebend für den Preis des Ausführungsge-
schäftes ist der Wertermittlungstag, zu welchem die jeweilige Investmentgesellschaft 
bzw. deren Depotbank/Clearing Bank den Auftrag abrechnet (Ausführungszeitpunkt). 
Der Ausführungszeitpunkt sowie der dem Ausführungsgeschäft zugrunde liegende 
Ausführungspreis liegen somit nicht im Einflussbereich der Bank.

8.	 Änderungen der Besondere Bedingungen
Für Änderungen dieser Besondere Bedingungen gilt Ziffer 1.2 der AGB.

Grundsätze zur Auftragsausführung

Allgemeines
Die Fondsdepot Bank GmbH (im Nachfolgenden „Bank“ genannt) ist als Wertpapier-
dienstleistungsunternehmen verpflichtet, Aufträge seiner Kunden für den Kauf oder 
Verkauf von Finanzinstrumenten in der Weise auszuführen, um das bestmögliche 
Ergebnis für seine Kunden zu erreichen. Besonderheiten gelten für die Ausgabe und 
Rücknahme von Investmentvermögen in Verbindung mit einer Preisermittlung nach 
Maßgabe des Kapitalanlagegesetzbuches, die auf dem Netto-Inventarwert (NAV) des 
Investmentvermögens basiert.
Produktgruppe Dimensional Funds
Zur Ausführung von Aufträgen zum Kauf und Verkauf von Dimensional Funds schließt 
die Bank für Rechnung des Kunden mit einer Abwicklungsstelle ein entsprechendes 

Kauf- oder Verkaufsgeschäft (Ausführungsgeschäft) zum sogenannten NAV des Di-
mensional Funds Investmentvermögens und der Berechnung eines Transaktionsent-
geltes ab oder sie beauftragt eine dritte Person, ein entsprechendes Ausführungsge-
schäft abzuschließen. 
Das Ausführungsgeschäft zu Anteilen oder Aktien an Investmentvermögen an Dimen-
sional Funds wird nicht über die Kapitalverwaltungsgesellschaft oder eine Wertpa-
pierbörse oder andere einer Wertpapierbörse vergleichbaren Handelsplätze abgewi-
ckelt. Der Kunde wird darauf hingewiesen, dass eine Auftragsausführung über eine 
Wertpapierbörse oder andere einer Wertpapierbörse vergleichbare Handelsplätze 
im Einzelfall für ihn günstiger sein kann.



Se
ite

 1/
1  

    
   F

B0
01

8N

Hinweis auf den Einbehalt von Kirchensteuer auf abgeltend besteuerte 
Kapitalerträge (z. B. Zinsen) (Stand 1. Januar 2021 2024)

Kirchensteuer auf abgeltend besteuerte Kapitalerträge wird ab seit dem 1. Januar 
2015 automatisch einbehalten und an die steuererhebenden Religionsgemeinschaf-
ten abgeführt. „Automatisch“ bedeutet, dass die Mitglieder dieser Religionsgemein-
schaften nichts weiter veranlassen müssen, um ihren kirchensteuerlichen Pflichten 
im Zusammenhang mit der Abgeltungsteuer nachzukommen. Zur Vorbereitung des 
automatischen Abzugs der Kirchensteuer auf Abgeltungsteuer sind wir gesetzlich ver-
pflichtet, einmal jährlich beim Bundeszentralamt für Steuern (BZSt) für alle Kunden die 
Religionszugehörigkeit abzufragen. Die Abfrage wird erstmalig jährlich im Zeitraum 
vom 1. September bis 31. Oktober 2014 durchgeführt (Regelabfrage). In bestimmten 
Fällen sind auch Abfragen außerhalb dieses Zeitraumes möglich (Anlassabfrage); bei 
Begründung der rechtlichen Verbindung ist die Anlassabfrage zwingend gesetzlich 
vorgeschrieben. Für Angehörige einer steuererhebenden Religionsgemeinschaft teilt 
uns das BZSt das „Kirchensteuerabzugsmerkmal“ (KISTAM) mit. Das KISTAM gibt 
Auskunft über Ihre Zugehörigkeit zu einer steuererhebenden Religionsgemeinschaft 
und den gültigen Kirchensteuersatz. Wir ermitteln dann die für Sie zutreffende Kir-
chensteuer auf Abgeltungsteuer und führen diese an das Finanzamt ab. Sofern Sie 

die Kirchensteuer auf abgeltend besteuerte Kapitalerträge nicht von uns, sondern von 
dem für Sie zuständigen Finanzamt erheben lassen möchten, können Sie der Über-
mittlung Ihres KISTAM widersprechen (Sperrvermerk). Die Sperrvermerkserklärung 
müssen Sie auf einem amtlich vorgeschriebenen Vordruck oder elektronisch über das 
BZSt-Online-Portal beim BZSt einreichen (§ 51 Absatz 2c und 2e Einkommensteuer-
gesetz (EStG)). Der Vordruck steht auf www.formulare-bfinv.de unter dem Stichwort 
„Kirchensteuer“ bereit. Die Sperrvermerkserklärung muss spätestens am 30. Juni ei-
nes Jahres beim BZSt eingehen. In diesem Fall sperrt das BZSt bis zu Ihrem Widerruf 
die Übermittlung Ihres KISTAM für den aktuellen und alle folgenden Abfragezeiträume 
(jeweils 1. September bis 31. Oktober). Bei anlassbezogenen Abfragen muss Ihre 
Sperrvermerkserklärung zwei Monate vor unserer Abfrage beim BZSt eingehen. Wir 
werden daraufhin keine Kirchensteuer für Sie abführen. Das BZSt ist gesetzlich ver-
pflichtet, Ihre Sperre zum Anlass einer Information an Ihr zuständiges Finanzamt zu 
nehmen. Ihr Finanzamt wird dabei konkret über die Tatsache unserer Anfrage und 
unsere Anschrift informiert. Das Finanzamt ist gesetzlich gehalten, Sie wegen Ihrer 
Sperre zur Abgabe einer Kirchensteuererklärung aufzufordern.



Preis- und Leistungsverzeichnis (Stand 1. Januar 2022 2024) 

Preisangaben inkl. Umsatzsteuer (siehe auch Ziffer 12 der Allgemeine Geschäftsbe-
dingungen [im Nachfolgenden „AGB“ genannt]).

Übersicht über die Depot-/Kontoführungsentgelte

Details zu den Konditionen der einzelnen Produkte entnehmen Sie bitte der jeweiligen 
Passage unter „Depot-/Kontoführungsentgelte/Zinssätze“

Produkt Depot-/Kontoführungsentgelt 

Fondsdepot 55 69 EUR p. a.

Fondsdepot Online Plus 60 EUR p. a.

Fondsdepot Online 30 39 EUR p. a.

Fondsdepot Online für Minder-
jährige

0 EUR

VL-Fondsdepot 84 EUR für die Laufzeit des Vertrages

Fondsdepot Mix Depot 0,10 % vom Depotgegenwert p. a., mind. 55 EUR, 
max. 350 EUR p. a., pro Quartal berechnet

StrategieInvestment Fondsdepot 65 EUR p. a.

Vermögensverwaltungsdepot 45 EUR p. a.

Vermögensverwaltungsdepot für 
Minderjährige

0 EUR

Geldkonto bis 5.000 EUR (Freibetrag) kostenfrei
auf den 5.000 EUR (Freibetrag) übersteigenden
Guthabensbetrag wird ein Verwahrentgelt 
berechnet

Nur für Bestandskunden

Fondsdepot „Typ Multifonds VL“ 32 EUR p. a.

Fondsdepot „Typ Multifonds 25“ 0,2975 % p. a. vom Depotgegenwert pro Quartal, 
mind. 11,90 EUR pro Quartal

Fondsdepot „Typ Multifonds 50“ 0,5950 % p. a. vom Depotgegenwert pro Quartal, 
mind. 11,90 EUR pro Quartal

Depot-/Kontoführungsentgelte/Zinssätze 

1. Fondsdepot 
Für die Bereitstellung eines Fondsdepots erhebt die Fondsdepot Bank GmbH (im 
Nachfolgenden „Bank“ genannt) je Depot ein pauschales Entgelt in Höhe von derzeit 
55 69 EUR p. a.
Das Entgelt für das jeweils laufende Jahr wird Anfang Januar erhoben.

Ein unterjähriger Wechsel in eine günstigere Depotvariante führt nicht zur Reduzie-
rung des Depotführungsentgelts für das laufende Jahr.

Bei unterjährig eröffneten Fondsdepots oder bei unterjähriger Fortführung eines bei 
der Bank geführten Depots (z. B. VL-Fondsdepot) als Fondsdepot, wird das Entgelt 
für das verbleibende Kalenderjahr anteilig pro angefangenem Monat im ersten Monat 
des auf den Eröffnungs- bzw. Fortführungstermin folgenden Kalenderquartals erhoben.

2. Fondsdepot Online Plus
Für die Bereitstellung eines Fondsdepot Online Plus erhebt die Bank je Depot ein 
pauschales Entgelt in Höhe von 60 EUR p. a.

Das Entgelt für das jeweils laufende Jahr wird Anfang Januar erhoben. Bei unter-
jährig eröffneten Fondsdepots Online Plus wird das Entgelt für das verbleibende 
Kalenderjahr anteilig pro angefangenem Monat im ersten Monat des auf den Eröff-
nungstermin folgenden Kalenderquartals erhoben.

Mit Umwandlung einer anderen Depotvariante in das Fondsdepot Online Plus er-
hebt die Bank die Entgelte entsprechend zeitanteilig  (pro angefangenem Monat).

2 3. Fondsdepot Online 
Für die Bereitstellung eines Fondsdepot Online erhebt die Bank je Depot ein pau-
schales Entgelt in Höhe von 30 39 EUR p. a.
 
Das Entgelt für das jeweils laufende Jahr wird Anfang Januar erhoben. Bei unterjährig 
eröffneten Fondsdepot Online, wird das Entgelt für das verbleibende Kalenderjahr 
anteilig pro angefangenem Monat im ersten Monat des auf den Eröffnungstermin 
folgenden Kalenderquartals erhoben.

Das Fondsdepot Online wird für minderjährige Depotinhaber ohne Berechnung von 
Depotführungsentgelt geführt.

Mit Umwandlung des Fondsdepot Online in ein Fondsdepot erhebt die Bank die Ent-
gelte entsprechend einem Fondsdepot zeitanteilig (pro angefangenem Monat).

3 4. VL-Fondsdepot
Abweichend zum Fondsdepot erhebt die Bank für die Vertragslaufzeit im Rahmen 
eines vermögenswirksamen Sparvertrages (im Nachfolgenden „VL-Vertrag“ genannt) 
und VL-Anschlussvertrages ein einmaliges Entgelt von 84 EUR, das nach Ablauf der 
Sperrfrist oder im Falle einer vorzeitigen Verfügung über den im Rahmen dieses VL-
Vertrages erworbenen Bestandes fällig wird. Wird das VL-Fondsdepot anschließend 
fortgeführt, erhebt die Bank jährliche Entgelte entsprechend einem Fondsdepot.

4 5. Fondsdepot Mix Depot
Entgelt für die Verwahrung:
0,10 % p. a. vom Depotgegenwert¹ bei vierteljährlicher Abrechnung für das Vor-
quartal, mind. 55 EUR, max. 350 EUR p. a.

Neben dem Entgelt für die Verwahrung fallen keine weiteren Transaktionskosten, 
Ausgabeaufschläge oder andere Anschaffungsnebenkosten an. Externe Kosten von 
Drittdienstleistern werden an den Depotinhaber weiterverrechnet.

5 6. StrategieInvestment Fondsdepot in Verbindung mit einem Strategie-
Investment Geldkonto
Abweichend zum Fondsdepot beträgt das Entgelt für ein StrategieInvestment Fonds-
depot 65 EUR p. a. Mit Umwandlung des StrategieInvestment Fondsdepot in ein 
Fondsdepot erhebt die Bank die Entgelte entsprechend einem Fondsdepot; eine 
unterjährige Umwandlung führt nicht zur Reduzierung des Depotführungsentgelts für 
das laufende Jahr.

Für das StrategieInvestment Geldkonto gelten die Konditionen zum Geldkonto.

6 7. Vermögensverwaltungsdepot in Verbindung mit einem Vermögens-
verwaltungsgeldkonto
Abweichend zum Fondsdepot beträgt das Entgelt für ein Vermögensverwaltungsde-
pot 45 EUR p. a. Für die Bereitstellung jedes weiteren Vermögensverwaltungsdepots 
erhebt die Bank unabhängig vom Zeitpunkt der Eröffnung des weiteren Vermögens-
verwaltungsdepots ein pauschales Entgelt von jeweils 15 EUR p. a. 

Das Vermögensverwaltungsdepot wird für minderjährige Depotinhaber ohne Berech-
nung von Depotführungsentgelt geführt.

Für das Vermögensverwaltungsgeldkonto gelten die Konditionen zum Geldkonto.

7 8. Geldkonto
Verwahrentgelt für das Geldkonto:
Für die Verwahrung von Einlagen auf in Euro geführten Geldkonten zahlt der Konto-
inhaber der Bank ein variables Entgelt („Verwahrentgelt“). Die Bank kann je Geldkonto
einen Freibetrag einräumen, für den kein Verwahrentgelt erhoben wird. Nähere Ein-
zelheiten enthalten die „Besondere Bedingungen Verwahrentgelte für Guthaben“.
Verzichtet die Bank vorübergehend ganz oder teilweise auf die Erhebung eines Ver-
wahrentgelts, so begründet dies keinen Anspruch auf einen solchen Verzicht auch 
in der Zukunft.
Die aktuelle Höhe des Verwahrentgelts und des Freibetrags werden auf der Home-
page der Bank unter: www.fondsdepotbank.de/produkte-und-leistungen/geldkonto 
www.fondsdepotbank.de/geldkonto ausgewiesen.

Zinssätze für das Geldkonto:
Der Guthabenzinssatz und Sollzinssatz für geduldete Überziehungen wird auf der 
Homepage der Bank unter: www.fondsdepotbank.de/produkte-und-leistungen/geldkonto 
www.fondsdepotbank.de/geldkonto ausgewiesen.
Die Bank nimmt Änderungen der Zinssätze zum 1. des Monats auf Basis der am 
15. Tag des Vormonats festgestellten Referenzzinssätze vor. Sollte der 15. Tag des 
Vormonats nicht auf einen Bankarbeitstag fallen, wird der Wert des nächsten Bank-
arbeitstages zu Grunde gelegt.

8 9. Fondsdepot „Typ Multifonds VL“ (nur für Bestandskunden)
Entgelt für die Verwahrung ab dem 2. Laufzeitjahr:	 32 EUR p. a. 
Bei vorzeitiger Auflösung :	 einmalig 32 EUR im Jahr
	 der Vertragsauflösung
Das Entgelt wird für das jeweils laufende Jahr im Dezember erhoben.

9 10. Fondsdepot „Typ Multifonds 25“ (nur für Bestandskunden)
Entgelt für die Verwahrung:
0,2975 % p. a. vom Depotgegenwert¹ bei vierteljährlicher Abrechnung im April, Juli, 
Oktober und Januar jeweils für das Vorquartal mind. 11,90 EUR im Quartal

10 11. Fondsdepot „Typ Multifonds 50“ (nur für Bestandskunden)
Entgelt für die Verwahrung:
0,5950 % p. a. vom Depotgegenwert¹ bei vierteljährlicher Abrechnung im April, Juli, 
Oktober und Januar jeweils für das Vorquartal mind. 11,90 EUR im Quartal
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Sonstige Entgelte
Position Entgelt 

Transaktionsentgelte Spar- und 
Auszahlpläne

ohne Berechnung von Transaktionsentgelt

Online Transaktionsentgelte (z. B. Eingang 
Auftrag per Fondsbanking)

ohne Berechnung von Transaktionsentgelt

Offline Transaktionsentgelte6  
(z. B. Eingang Auftrag per Post, Fax, Brief, 
Überweisung) 

je Transaktion (Teilauftrag) 5 EUR 
im Fondsdepot Online / Online Plus 10 EUR

Transaktionsentgelte ETF 
(Exchange Traded Fund)

siehe Besondere Bedingungen für den 
Erwerb, die Verwahrung und den Verkauf 
von Anteilen oder Aktien an Investmentver-
mögen an Exchange Traded Funds

Auszahlung per Verrechnungsscheck, 
telegrafische Überweisung, Erstellung von 
Duplikaten (je Duplikat)2, 
Bearbeitung von Postretouren3, 
Bearbeitung von Rücklastschriften3, 
Anschriftenermittlung3

jeweils 15 EUR

Auflistung von Umsätzen früherer Jahre 
je Kalenderjahr 4,
Nacherstellen von Steuerbescheini-
gungen4, 2

jeweils 20 EUR

Bearbeitung von Verpfändungen jeweils 25 EUR

SEPA-Überweisungen 5, Bearbeitung von 
Mietkaution

kostenfrei

Überweisungen in Länder außerhalb 
des SEPA-Raums 5, Überweisungen in 
Fremdwährung

jeweils 20 EUR

Erstellung postalischer Bestands-
mitteilungen unterjährig 2

jeweils 10 EUR

Erstellung von Ersatz-PIN 2 jeweils 5 EUR

Kommissionsgeschäfte über die Kapitalverwaltungsgesellschaft
Kauf von 
Investmentanteilen:

ein von der Bank erhobener Ausgabeaufschlag, dessen 
Höhe sich an dem maximalen Ausgabeaufschlag ori-
entiert, der im jeweiligen Verkaufsprospekt der Invest-
mentgesellschaft genannt wird

Verkauf von 
Investmentanteilen:

gegebenenfalls ein von der Bank erhobener Rücknah-
meabschlag, dessen Höhe sich an dem maximalen 
Rücknahmeabschlag orientiert, der im jeweiligen Ver-
kaufsprospekt der Investmentgesellschaft genannt wird

Leistungen für Devisenkonvertierung
Sofern die Kundenabrechnungen nicht in der jeweiligen Währung des Investment-
vermögens erfolgen (z. B. Kundenkauf/Kundenverkauf eines USD-Investmentver-
mögens und Zahlungsverrechnung in EURO) oder die Auftragswährung von einge-
henden bzw. ausgehenden Überweisungsbeträgen von der Kontowährung abweicht, 
ist eine Devisenkonvertierung notwendig. Die Devisenkonvertierung findet zu dem 
Zeitpunkt statt, an dem alle erforderlichen Geschäftsdaten zur vollständigen Kunden-
abrechnung (Handelsabrechnungen, steuerliche Daten etc.) vorliegen. Die Konver-
tierung findet in der Regel untertägig bei einem mit der Devisenbeschaffung beauf-
tragten Kommissionär statt, der einen Devisengeld- bzw. Devisenbriefkurs ermittelt 
und der Bank in Rechnung stellt. Die Bank rechnet die Kundengeschäfte zu dem in 
Rechnung gestellten Geld- bzw. Briefkurs zzgl. der Marge in Höhe von max. 0,50 % 
des Devisenkurses ab.

Mehraufwand und Zahlungsverzögerungen
Sollte der Bank auf ausdrücklichen Wunsch bzw. im mutmaßlichen Interesse des 
Kunden erheblicher Bearbeitungsaufwand entstehen, so wird die Bank diesen Bear-
beitungsaufwand mit 50 EUR pro angefangene Stunde in Rechnung stellen.
Sollte es im Zusammenhang mit Forderungen gegenüber dem Kunden zu Zahlungs-
verzögerungen kommen, erhebt die Bank für die Bearbeitung der 2. und 3. Mahnung 3 
jeweils ein Entgelt in Höhe von 5 EUR.

Wichtige Hinweise
Die Bank weist darauf hin, dass dem Kunden über die im Preis- und Leistungsver-
zeichnis bzw. in den AGB aufgeführten Kosten hinaus noch weitere Kosten und 
Steuern entstehen können, die nicht von der Bank gezahlt oder von der Bank in 
Rechnung gestellt werden.

Annahmefristen für Wertpapieraufträge
Die Annahmefrist für Wertpapieraufträge endet an jedem Geschäftstag der Bank um 
17:00 Uhr. Erfolgt der Eingang an einem Geschäftstag nach diesem genannten An-
nahmezeitpunkt, so gilt dieser Auftrag im Hinblick auf die Ausführungsfristen als am 
nächsten Geschäftstag zugegangen.

Annahmefristen für Überweisungsaufträge
Auftragsform Auftrags-

währung 
(soweit 
angeboten)

Zahlungsver-
kehrsraum

Annahme-
zeitpunkt 
Geschäftstag 
bis 
spätestens**

Ausführungsfrist

Fonds-
banking

Euro Innerhalb des 
Europäischen 
Wirtschafts-
raums (EWR)

15:00 Uhr 1 Geschäftstag

Papierhafter 
Auftrag

Euro Innerhalb des 
EWR

14:00 Uhr 2 Geschäftstage

Papierhafter 
Auftrag

EWR-
Währung

Innerhalb des 
EWR

14:00 Uhr 4 Geschäftstage

Papierhafter 
Auftrag

Nicht EWR-
Währung

Gesamt 12:00 Uhr Überweisungen wer-
den baldmöglichst 
bewirkt

Papierhafter 
Auftrag

Alle Außerhalb 
des EWR

12:00 Uhr Überweisungen wer-
den baldmöglichst 
bewirkt

** Sofern eine Währungskonvertierung erforderlich ist, beträgt der Annahmezeitpunkt einheitlich 12:00 Uhr.

Ausführungsfristen für SEPA-Basislastschriften
Der Lastschriftbetrag geht beim Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers am 
Folgegeschäftstag ein.

Geschäftstage
Geschäftstage der Bank sind alle Werktage mit folgenden Ausnahmen:

–– Samstage
–– 24. und 31. Dezember
–– alle bundeseinheitlichen gesetzlichen Feiertage

Einlagensicherung
Die Bank wirkt am Einlagensicherungsfonds des Bundesverbandes deutscher Banken 
e. V. mit und ist der Entschädigungseinrichtung deutscher Banken GmbH (EdB) zuge-
wiesen. Nähere Informationen entnehmen Sie bitte Ziffer 20 der AGB, dem „Informati-
onsbogen für den Einleger“ und der Internetseite der EdB unter www.edb-banken.de.

Beschwerdemöglichkeit
Der Kunde kann sich mit einer Beschwerde an folgende Kontaktstelle wenden:

Fondsdepot Bank GmbH
Feedback Management
Windmühlenweg 12
95030 Hof

E-Mail: feedbackmanagement@fondsdepotbank.de
Telefax: +49 (0) 9281 7258-46118
Telefon: +49 (0) 9281 7258-3000

Die Bank wird Beschwerden in geeigneter Weise beantworten; bei Zahlungsdienste-
verträgen erfolgt dies in Textform (zum Beispiel mittels Brief, Telefax oder E-Mail).
Weitere Beschwerdemöglichkeiten findet der Kunde in Ziffer 21 der AGB.

1 �Die Berechnung des Depotführungsentgelts erfolgt auf Grundlage der durchschnittlichen Monatsultimo-
gegenwerte des jeweiligen Quartals. 

2 �Ein Entgelt fällt nur dann an, wenn der Grund für die Inanspruchnahme der Leistung vom Kunden zu vertre-
ten ist und die entsprechende Leistung der Bank nicht gesetzlich ohne gesondertes Entgelt geschuldet ist.

3 �Dieses Entgelt wird nur erhoben, sofern der Kunde die Postretoure/Rücklastschrift/Anschriftenermittlung/
Mahnung zu vertreten hat. Dem Kunden ist der Nachweis gestattet, dass der Bank kein oder ein gerin-
gerer Schaden entstanden ist.

4 �Bei umfangreichen Auflistungen wird das Entgelt dem Aufwand entsprechend erhoben (je Stunde 50 EUR).
5 �SEPA-Überweisungen sind auf EUR lautende bargeldlose Zahlungen in die Länder des SEPA-Raums. 
Die an SEPA teilnehmenden Länder sind aufgeführt unter www.die-deutsche-kreditwirtschaft.de. 

6 �Das Offline-Transaktionsentgelt wird wie folgt vereinnahmt: (1) bei Betragskauf durch Einbehalt vom 
Anlagebetrag; (2) bei Stückkauf durch Addition auf den Anlagebetrag; (3) bei Betragsverkauf durch An-
teilsverkauf, d.h. es werden entsprechend mehr Stücke verkauft, um das Entgelt zu realisieren; (4) bei 
Stückverkauf/Verkauf Gesamtbestand durch Einbehalt des Entgelts vom Verkaufserlös.
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